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Schriftlicher Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(13. Ausschuß) 

zum Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1958 
(Haushaltsgesetz 1958) 

— Drucksache 300 — 


hier: Einzelplan 33 

Versorgung 


A. Bericht des Abgeordneten Seidel (Fürth) 


Der Einzelplan 33 — Versorgung — , der die ge- 
samten Aufwendungen für Versorgungszwecke ent- 
hält, weist in seinen ordentlichen Ausgaben den 
Gesamtbetrag von 1 821 954 000 DM aus. Das ist 
ein Mehrbedarf von 329 233 000 DM gegenüber dem 
Vorjahr. Dieser hohe Mehrbedarf ergibt sich infolge 
der Erhöhung der Versorgungsbezüge durch das 
Bundesbesoldungsgesetz vom 27. Juli 1957 und in- 
folge der Erweiterung des Personenkreises und Er- 
höhung der Bezüge durch das Zweite Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes zur Regelung der Rechts- 
verhältnisse der unter Artikel 131 des Grundgeset- 
zes fallenden Personen vom 11. September 1957 
(BGBl. I S. 1275). 

Infolge Wegfalls der bisherigen Ausgleichs- 
beträge durch das Zweite Gesetz nach Artikel 131 
GG sind die Einnahmen mit 29 849 000 DM um 
10 351 000 DM geringer als im Rechnungsjahr 1957 
angesetzt. 

Bei Kap. 33 03 — Versorgung der Bundesbeamten 
— - sind die Ansätze unverändert geblieben. 

Die Ausgaben im Kap. 33 04 — Versorgung der 
Soldaten der Bundeswehr — in Höhe von 
14 497 000 DM werden aus dem Verteidigungshaus- 
halt (Kap. 14 04 Tit. 222) erstattet. Im laufenden 
Haushaltsjahr wird für Übergangsgebührnisse und 
Übergangsbeihilfen, die nach dem Soldatenversor- 


gungsgesetz vorgesehen sind, der Betrag von 
10 163 000 DM erforderlich. Die angesetzten Aus- 
gabepositionen des Kap. 33 04 blieben unverändert. 

Das gleiche gilt für die Ansätze im Kap. 33 06 — 
Versorgungsausgaben — , die durch das Zweite 
Überleitungsgesetz- vom 21. August 1951 (BGBl. I 
S. 759) vom Bund übernommen worden sind. Ob- 
wohl die Empfängerzahl von 17 639 sich um 213 auf 
17 426 verringert hat, sind die Ausgaben von 
82 424 000 DM auf 90 350 000 DM infolge des neuen 
Bundesbesoldungsgesetzes gestiegen. 

Im Kap. 33 07 — Versorgung von verdrängten 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes und von 
Angehörigen aufgelöster Dienststellen sowie ihrer 
Hinterbliebenen — steht die Frage im Vordergrund 
des Interesses, in welchem Ausmaß es gelungen ist, 
den Personenkreis, für den Übergangsgehalt ge- 
zahlt wird, unterzubringen. Die Anlage 4 zu Kap. 
33 07 weist eine Verringerung von 2206 Personen 
nach. Im Jahre 1958 werden 20 328 Personen gegen- 
über 22 534 des Vorjahres ausgewiesen. Das Tempo 
der Abnahme hat leider nachgelassen, denn von 
1956 zu 1957 konnte ein Rückgang von 6681 Emp- 
fängern, die Übergangsgehalt erhielten, festgestellt 
werden. Der Haushaltsausschuß hofft, daß trotz des 
erweiterten Personenkreises, den das Zweite Gesetz 
nach Artikel 131 GG brachte, gerade die neuen ge- 
setzlichen Bestimmungen und die verstärkten Be- 
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mühungen der Bundesverwaltung es ermöglichen, 
die Unterbringung mit größerem Erfolg als bisher 
vorzunehmen. 

Die im Kap. 33 07 und im Kap. 33 08 vorgesehe- 
nen Einnahmen- und Ausgabenansätze wurden ohne 
Veränderung angenommen. 

Auch im Kap. 33 08 — Versorgung der Berufs- 
soldaten der früheren Wehrmacht und der berufs- 
mäßigen Angehörigen des früheren Reichsarbeits- 
dienstes sowie ihrer Hinterbliebenen — konzen- 
triert sich das Interesse auf die Zahl der Empfänger 
von Übergangsgehalt. Gegenüber dem Rechnungs- 
jahr 1957, das 20 420 Personen für Übergangsgehalt 
auswies, sind es für 1958 noch 19 749 Personen. Die 
Abnahme von 671 Personen ist sehr gering. Hat der 
Personenkreis durch das Zweite Gesetz nach Arti- 


kel 131 GG auch zugenommen, so erwartet doch der 
Haushaltsausschuß, daß bei dem weiteren Aufbau 
der Bundeswehr die Unterbringung im Rechnungs- 
jahr 1958 rascher und zahlenmäßig erheblich größer 
erfolgt. 

Die in Kap. 33 07 und 33 08 ausgewiesene Ge- 
samtzahl von 40 077 Empfängern von Ubergangs- 
gehalt ist nach Meinung des Haushaltsausschusses 
die dringende Mahnung, alles daranzusetzen, die 
Unterbringung endlich zu einem Abschluß zu 
bringen. 

Im Namen des Haushaltsausschusses empfehle 
ich, den Entwurf des Einzelplanes 33 — Versorgung 
— gemäß dem Ausschußantrag unverändert nach 
der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 7. Mai 1958 

Seidel (Fürth) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf des Einzelplans 33 unverändert nach 
der Vorlage anzunehmen. 

Bonn, den 29. April 1958 

Der Haushalts aus schuß 


Dr. Vogel 

Stellv. Vorsitzender 


Seidel (Fürth) 

Berichterstatter 



